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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht, 
Kerstin Celina, Andreas Hanna-Krahl, Eva Lettenbauer, Verena Osgyan, Julia 
Post, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Antisemitismus in staatlichen Kultureinrichtungen entschlossen entgegentre-
ten – Handlungsstrategien entwickeln!  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, in allen staatlichen Kulturinstitutionen in Bayern 
einen partizipativen Prozess anzustoßen, in dessen Rahmen innerhalb der jeweiligen 
Institution und unter Einbeziehung fachlicher Expertinnen und Experten aus dem Be-
reich der antisemitismuskritischen Forschungs- und Bildungsarbeit ein Leitbild sowie 
eine konkrete Handlungsstrategie gegen Antisemitismus zu formulieren sind, die dem 
grundgesetzlich verbrieften Prinzip des Diskriminierungsverbots Rechnung tragen.  

Folgende Aspekte sollen davon umfasst sein: 

1. klare Richtlinien zur Bekämpfung von Antisemitismus im Wirkungsraum der jeweili-
gen Institution 

2. Maßnahmen zur Information über bzw. Sensibilisierung für Antisemitismus und zur 
Antisemitismusprävention in der eigenen Belegschaft und bei möglichen Koopera-
tionspartnern, wie z. B. Institutionen und Einzelpersonen 

3. Netzwerkarbeit mit jüdischen und antisemitismuskritischen Einrichtungen und 
Künstlerinnen und Künstlern 

4. Möglichkeiten antisemitismuskritischer Prozess- und Projektbegleitungen 

5. Beschwerdemanagement, Ansprechpersonen und Aktionsplan, falls es trotz Prä-
ventionsarbeit zu antisemitischen Vorfällen kommt 

6. regelmäßige Evaluation der gemeinsam vereinbarten Handlungsstrategien 

Entwickelte Leitbilder und Handlungsstrategien sollen veröffentlicht werden. 

 

 

Begründung: 

Seit dem monströsen Massaker der Terrororganisation Hamas in Israel am 
7. Oktober 2023, dem verheerendsten Angriff auf Jüdinnen und Juden seit dem 
Menschheitsverbrechen der Shoa, und dem seitdem fortdauernden Krieg in Israel und 
Gaza, wird Antisemitismus auch in Deutschland täglich salonfähiger. Neben einem be-
sorgniserregenden Anstieg antisemitischer Straftaten kommt es vermehrt zu antisemi-
tischen Äußerungen, auch antisemitische Symbole sind in der Öffentlichkeit zuneh-
mend präsenter. Der Kulturbetrieb ist nicht frei von diesen Tendenzen. Der deutsch-
israelische Publizist Meron Mendel bezeichnete einige Meinungsäußerungen aus der 
Kulturszene nach dem Massaker am 7. Oktober 2023 als „moralische Bankrotterklä-
rung“. Auffällig war auch das tosende Schweigen weiter Teile der Musikszene, obwohl 
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das friedliche Publikum eines Musikfestivals zu den ersten Opfern des Massakers vom 
7. Oktober 2023 gehörte. 

Kunst ist frei. Angriffe und Störungen wie bei der Hannah Arendt Lesung im Hamburger 
Bahnhof gefährden die Kunstfreiheit. Gesetze, die für alle gelten, gelten auch für Künst-
lerinnen, Künstler und Kreative. Die Freiheit der Kunst muss geschützt werden, gleich-
zeitig darf sie nicht als Deckmantel für antisemitische Inhalte dienen. Dort, wo öffentli-
che Mittel fließen, gibt es eine besondere Pflicht, dieses Spannungsfeld auszuloten. Es 
ist dabei Aufgabe der Staatsregierung, in den staatlichen Kulturinstitutionen eine kriti-
sche Auseinandersetzung mit antisemitischen, rassistischen oder in anderer Weise dis-
kriminierenden Tendenzen oder Inhalten anzustoßen.  

Der Versuch, dieses Problem über juristische Schritte – wie zum Beispiel die Einführung 
(symbolischer) Antidiskriminierungsklauseln – zu lösen, wird scheitern. Vielmehr muss 
es darum gehen, in den einzelnen Häusern partizipative und demokratische Prozesse 
anzustoßen, in denen sich sowohl die Verantwortlichen als auch die Künstlerinnen und 
Künstler bzw. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – fachlich begleitet (z. B. durch das Insti-
tut für Neue Soziale Plastik) – auf konkrete Leitbilder und Handlungsstrategien verstän-
digen und diese anschließend in der jeweiligen Institution mit Leben füllen. Auch die 
Anhörung im Ausschuss für Wissenschaft und Kunst zu Antisemitismus an bayerischen 
Hochschulen am 23. Oktober 2024 hat noch einmal deutlich gemacht, dass dies die 
richtige Strategie ist. 

Im Gegensatz zu rechtlich oft nicht haltbaren Klauseln, die in der Geste verharren und 
oft nur Lippenbekenntnis sind, bietet ein von den Institutionen entwickeltes hauseigenes 
Regelwerk ein Instrument, das den Bedürfnissen und Herausforderungen der jeweiligen 
Institution Rechnung trägt und Kunstfreiheit absichert. Die explizite Erwähnung des Be-
kenntnisses gegen Antisemitismus ist von entscheidender Bedeutung, um aktiv gegen 
Vorurteile vorzugehen und eine respektvolle Umgebung für alle zu gewährleisten. 
Durch die Implementierung entsprechender Leitbilder und Handlungsstrategien setzen 
die Kultureinrichtungen ein starkes Zeichen gegen Diskriminierung und für eine freie 
Kulturlandschaft, die die demokratischen Werte unserer Verfassung widerspiegelt und 
die Ausgrenzung jüdischer, israelischer und antisemitismuskritischer Künstlerinnen und 
Künstler verhindert.1 

 

 

                                                           
1  https://www.tagesspiegel.de/politik/kein-staatsgeld-bei-hass-auf-israel-union-und-ampel-beraten-uber-

antisemitismusklausel-fur-kultur-11098435.html 
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